Ergebnisprotokoll des Forums „Jugend und Politik“ bei der Tagung 
„Voll daneben – mittendrin“ von Caritas Jugendstreetwork am 18.6.2009
„Jugendliche am Wort!“ Unter diesem Motto stand das Forum „Jugend und Politik“ bei der Tagung von Caritas Jugendstreetwork am 18. Juni 2009 im Grazer Hotel Nova Spa. Die PolitikerInnen STR Detlev-Eisl-Eiselsberg, Jugendstadtrat der Stadt Graz, Klubobfrau Christina Jahn, Gemeinderätin der Grünen in Graz und LABG Klaus Zenz, Abgeordneter der SPÖ im steirischen Landtag, stellten sich der Diskussion über den Dauerbrenner „Jugend und Politik“. Die Veranstalter nahmen das Motto beim Wort und produzierten im Vorfeld fünf themenbezogene Videoclips mit Jugendlichen des Grazer Caritas-Streetwork-Projekts. Die Statements der Jugendlichen wurden im Forum präsentiert und diskutiert. 

Der Moderator brachte in seiner Eröffnungsfrage das Entfremdungsverhältnis zwischen Jugend und Politik auf den Punkt: Die meisten Jugendlichen wie auch die meisten Erwachsenen seien schlicht angewidert von monotonen politischen Ritualen und von nichtssagender Phraseologie. Ein Jugendlicher einer Grazer AHS vermerkte dazu trefflich: „Wenn man Politiker nach der Uhrzeit fragt, halten sie ein Referat über die Schweizer Uhrenindustrie.“ Woran liege es denn, dass PolitikerInnen auf klare Fragen nicht klar antworten?
Die Antworten fielen klar aus. Viele Antworten auf komplexe Fragestellungen bedürfen der Erläuterung, so Eisel-Eiselsberg. Er wolle mehr Information liefern als nur verknappte Statements. Jahn betonte die Angst vieler PolitikerInnen, nicht festgelegt werden zu wollen durch zu viel Klarheit, was ihrer Auffassung nach jedoch falsch sei. Zenz ortet allzu viel NLP in der Politik. Überdies sei die mediale Verknappung von Information en echtes Problem, wenn nur mehr wenige Prozent des Gesagten rüberkommen. 

Die eingespielten Statements der Jugendlichen sprachen Klartext: „Politik ist für die Fisch´“, „Politik hat noch nie was für uns umgesetzt“, „Uns fragt ja keiner“, „Die FPÖ macht mich aggressiv“ oder „Der Bürgermeister soll auf 3.000 Euro verzichten“, lauteten die kritischen Töne der Jugendlichen. Die anwesenden PolitikerInnen orteten übereinstimmend viele von der Politik hausgemachte Fehler, die zu solch negativen Bildern von Politik führen, und zwar generationenübergreifend, nicht nur bei Jugendlichen. Eisel-Eiselsberg betonte Informationsdefizite als Grund für diese negativen Bilder. Jahn sah im Streit ums politische Kleingeld Ursachen für den Imageverlust, ortete aber auch durch ihre Erfahrungen bei Wahlkampfständen sehr viel politisches Interesse. Zenz zeigte sich erfreut, dass einer der befragten Jugendlichen den Begriff „Mindestlohntarif“ kannte und damit sicher argumentierte, was auf ein entsprechendes politisches Bewusstsein hinweist. Der Moderator erinnerte an Peter Filzmaiers Hypothese, wonach Politik die einzige Branche sei, wo die KonkurrentInnen sich gegenseitig schlecht machen und schlecht reden. Diese Untugend färbe auf alle Parteien negativ ab und trage zum Imageverlust von Politik insgesamt bei.
Die TeilnehmerInnen forderten verstärkte politische Bildung in den Schulen ein. Sie orteten als Hauptursache für politisches Desinteresse der Jugend, dass Politik der Jugend keine oder viel zu wenige Perspektiven eröffne, insbesondere für benachteiligte Jugendliche. Die TN stimmten der Hypothese des Infomangels zu, merkten jedoch an, dass die politische Bildung Zeit erfordere, die oft fehle. Generell sei in den Bereich der Jugendpolitik viel mehr an Geld und Zeit zu investieren, so der Grundtenor.
Beim Thema „Öffentliche Plätze“ kritisierten die Jugendlichen die allzu rigiden Ausweiskontrollen durch die Polizei und betonten, dass sie etwa im Stadtpark „keinen Stress machen“ und nur „in Ruhe ihr Bier trinken wollen.“ Man fühle sich von den öffentlichen Plätzen vertrieben, was als ärgerlich und ungerecht erlebt werde.

Der Moderator fragte, wem denn nun der öffentliche Raum gehöre: einigen Wirtschaftstreibenden, den Anrainern, skandalisierenden Medien oder doch allen Menschen? Der öffentliche Raum gehöre allen BürgerInnen, so die Antwort der Politik. Die Ansprüche an Nutzung und Gestaltung von öffentlichen Räumen divergiere jedoch vom „Idyll mit Blumenkisterln und Parkbankerln“ bis zum „Chillen oder Feiern mit der Bierflasche“. Einigkeit im Forum bestand darin, dass „Law-and-Order-Strategien“ die Interessensgegensätze im öffentlichen Raum nicht lösen können. Sozialarbeiterliche Maßnahmen, Gespräche und schlicht wechselseitiger Respekt und Frustrationstoleranz seien die richtigen Herangehensweisen. Die Verwüstung und Verschmutzung öffentlicher Räume – so Eisel-Eiselsberg – sei jedoch keinesfalls zu tolerieren, doch setze er auch da zuerst auf das klärende und direkte Gespräch, welches an Spielregeln der schonenden Nutzung dieser Räume erinnere. 

Beim Thema „Arbeit“ berichteten die befragten Jugendlichen über deprimierende Erfahrungen: von Gehältern um Euro 790,-- im Monat bis hin zu einem seit 6 Monaten nicht mehr bezahlten Lohn. Arbeit sei „nur zum Geldverdienen“ da und „um den Spaß zu finanzieren“. Der Moderator wies auf ein „Sittenbild des verkehrten Robin Hood“ hin – take from the poor and give to the rich: Die Bundesregierung habe in Windeseile ein – wirtschaftlich sicherlich notwendiges – 100-Milliarden-Euro-Bankenpaket beschlossen. Doch die Einführung einer bedarfsorientierten Mindestsicherung sei jahrelang ebenso gescheitert wie die Erhöhung des Arbeitslosengeldes für die Opfer der Finanzkrise oder eine Steuerreform, welche die Einkommen bis 20.000,-- jährlich massiv entlaste. Die Einkommen über 50.000,-- profitieren rund zehnmal mehr von der Steuerreform als die KleinverdienerInnen. Eisel-Eiselsberg bekannte sich zu einer starken Sozialpolitik, die jedoch nicht leistungshemmend sein dürfe. Jahn verwies darauf, dass die Grünen seit vielen Jahren ein Modell der Mindestsicherung entwickelt haben. Beide betonten jedoch, dass Arbeitsmarktpolitik nur zu einem geringen Teil in den Händen der Stadt liege. Zenz betonte, dass gerade in Zeiten der Wirtschaftskrise mit den Modellen der Kurzarbeit Massenarbeitslosigkeit verhindert werde. Die TeilnehmerInnen mahnten einhellig ein „Recht auf menschenwürdige und existenzsichernde Arbeit“ ein und forderten AMS-Projekte, die für die konkreten Bedürfnisse der Menschen, nicht nur auf AMS-Rahmenbedingungen du Förderrichtlinien einzugehen habe. Weitgehende Einhelligkeit herrschte auch darin, dass die Angebote des zweiten Arbeitsmarktes massiv auszubauen seien, da sehr viele benachteiligte Personen auch mit besten Qualifikationsanstrengungen nicht mehr in den immer dynamischeren ersten Arbeitsmarkt integrierbar sind. Dennoch müsse der auszubauende zweite Arbeitsmarkt über Schulungen und Qualifizierungen die Brücke zum ersten Arbeitsmarkt offen halten.
Als Resümee des Arbeitskreises wurde festgehalten, dass Jugendliche, Politik und Streetwork nach unterschiedlichen Regeln funktionieren, die nur durch mehr Gespräch, Dialog auf Augenhöhe und mit wechselseitigem Respekt handzuhaben seien. Alle Akteure – in Politik, Behörden und NGO´s - brauchen dazu eine forschungsbasierte, argumentative Grundhaltung, eine intrinsische Motivation zum interinstitutionellen Gespräch, Zeit für Dialog und Vernetzung. Round Tables und Qualitätszirkel seien dazu die erfolgversprechenden Maßnahmen, wenn die Bereitschaft zum Zuhören, Verstehen und Akzeptieren unterschiedlicher Hintergründe vorhanden sei. Das mehrstündige Gespräch im Arbeitskreis war geprägt von jenem Respekt - vor den oft durchaus kontroversiellen Standpunkten -, den viele Menschen sich für eine neue politische Kultur erhoffen.
